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Die Profis von Borussia Dortmund
und schalke 04 überstanden das
heißumkämpfte Lokalderby im

signal-iduna-Park ohne nennenswerte
Blessuren. Für einen Fan der Königs -
blauen endete die Partie im vergangenen
Herbst indes beim Arzt: mit einer Ge-
hirnerschütterung, rippenbrüchen und ei-
ner Kieferprellung.

Zugezogen hatte sich der schalke-Ge-
treue die Verletzungen bei einer Keilerei
in der stadiontoilette. Und zu
den tatverdächtigen zählt die
Polizei ausgerechnet einen Dort-
munder Ordner, einen mann,
der im internet rechtsradikales
Zeug gepostet haben soll. 

Der mutmaßliche täter be-
streitet die Körperverletzung,
die toiletten sind einer der we-
nigen Orte im stadion, die von
keiner Überwachungskamera
eingefangen werden. so steht
Aussage gegen Aussage, der
Fall liegt zur Entscheidung bei
der staatsanwaltschaft. 

Gerüchte, dass rechtsradika-
le den sicherheitsdienst von Bo-
russia Dortmund unterwandert
hätten, halten sich schon seit
Jahren rund um die Arena. Und
so sah sich der amtierende
Deutsche meister nach der At-
tacke auf den schalke-Fan zum
Handeln gezwungen: Der Club
überprüfte ein zweites mal die
polizeilichen Führungszeugnis-
se einiger seiner Ordner.

Der Dortmunder Fall steht
für ein generelles Problem der
sicherheitsbranche in Deutsch-
land. Uniformen, das männerbündleri-
sche und das Ausüben von macht ziehen
neonazis und andere rechte offenbar ma-
gisch an. Der Zugang zu diesem sensiblen
Bereich ist zudem denkbar einfach. Über
die Zulassung des Personals entscheiden
die Gewerbebehörden; eine sicherheits-
überprüfung, etwa durch den Verfassungs-
schutz, ist in der regel nicht vorgesehen.

Dabei ist der Bedarf an breiten schul-
tern groß. Das Gewerbe boomt, Wach-
leute schützen sportveranstaltungen und

Konzerte, Einkaufszentren, spielsalons
und Discotheken. mittlerweile gibt es fast
so viele private sicherheitsleute wie Poli-
zisten. rund 180000 mitarbeiter beschäf-
tigt die sicherheitswirtschaft nach Anga-
ben ihres Bundesverbandes BDsW. Die
Umsätze der Branche haben sich seit mit-
te der neunziger Jahre auf rund fünf mil-
liarden Euro mehr als verdoppelt.

Einen Überblick, wie viele Wachleute
dem rechten milieu zuzuordnen sind,
 haben am ehesten die Verfassungsschutz-
ämter. so beobachten die Geheimdienst-
ler in Brandenburg laut Verfassungs-
schutzbericht, wie „Personen insbeson-
dere aus dem rechtsextremistischen
 spektrum sich zunehmend um Arbeits-
stellen im Bewachungsgewerbe bemühen
oder in diesem Gewerbe selbständig“
werden. 

Und das kann heikel werden. Die mög-
liche Beschäftigung von neonazis als
 sicherheitspersonal etwa in Asylbewer-
berunterkünften, heißt es in dem Bericht
des brandenburgischen Verfassungsschut-
zes, berge ein „erhebliches Konfliktpoten -
tial“. mitunter sind selbst die inhaber der

Wachdienste von zweifelhaftem ruf. Bei-
spiele gibt es reichlich:
‣ Die stadt Walsrode verhängte im som-

mer 2011 ein Bußgeld über 1200 Euro
gegen die Firma GAB-security, deren
mitarbeiter bei einem Fußballspiel, das
sie schützen sollten, selbst handgreif-
lich wurden. Das Unternehmen gehört
Bordellbetreibern und ehemaligen Grö-
ßen der Hells Angels.

‣ in der hessischen Wetterau kam es im
mai 2011 zum Eklat, als bei der feier -

lichen Eröffnung des Keltenmuseums
zwei ehemalige nPD-Funktionäre un-
ter den Wachmännern erkannt wur-
den.

‣ Beim Versandhändler Amazon traten
im vergangenen Dezember Wachleute
der Firma H.E.s.s. in Kleidung der
 unter neonazis populären marke thor
steinar auf. Der Firmenname steht für
Hensel European security services.
Dass auch Hitlers stellvertreter Heß
hieß, sei ihm nie in den sinn gekom-
men, beteuerte inhaber Patrick Hen-
sel – und kündigte die Umbenennung
seiner Firma an.

‣ in Dresden fielen vergangenes Jahr
rechtsextreme als Wachleute bei der
Campusparty der technischen Univer-
sität auf. Ein bekannter neonazi be-
trieb in sachsen die internetseite der
Aryan Brotherhood und warb für se-
curity-Dienste (sPiEGEL 15/2013).
Dabei ist sachsen wohl das einzige

Bundesland, in dem Bewerber für die
 sicherheitsbranche generell vom Ver -
fassungsschutz überprüft werden. „seit
2008 wurden bei mehr als 6000 Abfra -

gen in rund 50 Fällen Bezüge
zum rechtsextremismus fest -
gestellt“, sagt Frank Wend vom
sächsischen innenministerium.

Doch die Gewerbeordnung
verlangt für den Zugang zur si-
cherheitsbranche hauptsächlich
eine Auskunft aus dem Bundes-
zentralregister, in dem Vorstra-
fen verzeichnet werden. nur
bei besonderen Einsätzen, etwa
an Flughäfen oder Atomkraft-
werken, sehen andere Gesetze
eine umfassendere Prüfung vor.

manche Fachpolitiker halten
das nach den Geschehnissen
der letzten Zeit für reform -
bedürftig. „Entweder müssen
Gewerbeämter die Zusammen-
arbeit mit den sicherheitsbe-
hörden nach geltendem recht
verstärken, oder wir müssen
das Gesetz ändern und die Auf-
sicht dem innenministerium
übertragen“, meint der innen-
politische sprecher der Unions-
fraktion im Bundestag, Hans-
Peter Uhl. sPD-innenexperte
michael Hartmann hält eine
„konsequente Überprüfung der

Zuverlässigkeit der Beschäftigten“ für
 geboten, weil Polizei und sicherheitsfir-
men etwa bei Großveranstaltungen eng
kooperierten.

Einer strengeren Kontrolle würde sich
nicht mal der Bundesverband der si -
cherheitswirtschaft verschließen. „Eine
sorgfältige Prüfung der Genehmigungs -
be hörden ist der einzige Weg“, sagt
 Oliver Arning vom BDsW, „extremisti-
sche  Bewerber von vornherein auszu -
sortieren.“ Andreas Ulrich
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Wachleute im Keltenmuseum: „Erhebliches Konfliktpotential“

E x t r E m i s t E n

Allgemeine
Verunsicherung
neonazis und rechte schläger 

in Wachunternehmen sind eine 
Gefahr für die öffentliche 

sicherheit. Die Überprüfung der
Bewerber ist unzureichend.


